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Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von Embryonen 
(Embryonenschutzgesetz — ESchG) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 3 wird Satz 2 gestrichen. 

Bonn, den 23. Oktober 1990 

Dr. Vogel und Fraktion 

Begründung 

Ausnahmevorschriften für das Verbot der Geschlechtswahl, auch 
wenn sie mit der Gefahr einer geschlechtsgebundenen erblichen 
Krankheit des zu erzeugenden Kindes begründet werden, bedeu-
ten den ersten Schritt für den Einzug der Eugenik in die Fortpflan-
zungsmedizin. Die Abgrenzung schwerwiegender von weniger 
schwerwiegenden erblichen Erkrankungen ist selbst unter Zu-
hilfenahme von Regelbeispielen kaum, in Grenzbereichen über-
haupt nicht durchführbar. Darüber hinaus bewirkt die im Regie-
rungsentwurf vorgesehene Abhängigkeit der Rechtmäßigkeit der 
Geschlechtswahl von der Anerkennung der schwerwiegenden 
Erbkrankheit durch die jeweilige nach Landesrecht zuständige 
Stelle eine Zersplitterung des Rechts, die im Interesse der Rechts-
sicherheit nicht hingenommen werden kann. 




